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mung der Studierendenvertretungen
stoße: „Wie zahlreiche Rednerinnen
und Redner dargestellt haben, wurden
bereits wesentliche Forderungen, die
die Studierendenschaft teils seit Jahr-
zehnten verlangt, bereits jetzt im Ge-
setzentwurf der Landesregierung um-
gesetzt. Die paritätische Besetzung
der Hochschulgremien, die Stärkung
von Gleichstellung und Diversität, die
verbindliche Einführung einer Zivilklau-
sel oder auch die Verschiebung der
Entscheidungskompetenzen hin zum
Senat sind bereits jetzt vorgesehen
und werden auch nach der Anhörung
Bestand haben.“ Dennoch sei klar,
dass DIE LINKE im Landtag auch die
weiteren Forderungen der Studieren-
den, die auch im Rahmen der Anhö-
rung im Parlament eine wesentliche
Rolle gespielt haben, wohlwollend wei-
ter diskutieren werde.                        

Etwa 100 Studierende waren am
18. Januar 2018 trotz wilder Sturm-
böen vor den Thüringer Landtag ge-
zogen, um dort für eine linke Hoch-
schulpolitik zu demonstrieren. Im
Parlament fand zum gleichen Zeit-
punkt die Anhörung des Landtags
zum neuen Hochschulgesetz der
rot-rot-grünen Landesregierung
statt. 

Neben der „Konferenz Thüringer Stu-
dierendenschaften“ und der Jugendor-
ganisation des „Deutschen Gewerk-
schaftsbundes“ hatten unter anderem
die Jugendverbände von Grünen, LIN-
KE und SPD sowie weitere linke Grup-
pen zu der Demonstration aufgerufen.
„Wir wollen freie Lehre! Wir wollen kei-
ne Hochschulen die von Wirtschaftsin-
teressen geleitet werden! Und wir wol-
len Hochschulen, an denen für jede
und jeden Platz ist!“, hieß es im Aufruf
zu der Veranstaltung. Und auf dem
Transparent an der Spitze der Demon-
stration hieß es: „Für eine progressive
Hochschulpolitik!“

Einige wichtige Forderungen seien
bereits im neuen Gesetz umgesetzt,
doch die Vorstellungen der Studieren-
den gehen noch darüber hinaus. Es ge-
he unter anderem um die komplette
und bedingungslose Abschaffung der
Anwesenheitspflicht, die Abschaffung
von Langzeitstudiengebühren, die Ein-
führung einer Zivilklausel gegen Rü-
stungsforschung an den Hochschulen,
die Ablehnung von Stiftungs- und Pri-
vatunis, eine noch stärkere Demokrati-
sierung der Hochschulgremien und
mehr Mitbestimmung für Beschäftigte

und Studierende sowie eine 50%-Frau-
enquote für die Neubesetzung von Pro-
fessorInnenstellen. 

Der hochschulpolitische Sprecher
der Fraktion DIE LINKE im Thüringer
Landtag, Christian Schaft, nahm an der
Demonstration teil und sprach auf der
Kundgebung vor dem Landtag zu den
Studierenden. Er sagte: „Ich begrüße
es, dass die Thüringer Studierenden
die Fortentwicklung des Thüringer
Hochschulstandortes nicht nur ihren
gewählten Vertreterinnen und Vertre-
tern überlassen, sondern selbst für
bessere Studienbedingungen die Stim-
me erheben.“ 

Schaft betonte zudem, dass sich in
der Anhörung im Parlament gezeigt ha-
be, dass das neue Hochschulgesetz
von Rot-Rot-Grün auf breite Zustim-

„Das Streikverbot für verbe-
amtete Lehrer ist unzeitgemäß
und muss revidiert werden“, for-
dert  Torsten Wolf, bildungspoli-
tischer Sprecher der Fraktion
DIE LINKE im Thüringer Landtag. 

Der Anlass, das Thema aufzu-
greifen, war die Verhandlung des
Bundesverfassungsgerichts am 17.
Januar 2018 zum Beamtenstreik-
recht für Lehrerinnen und Lehrer.
Im Mittelpunkt des Verfahrens
steht die Frage, ob Lehrer hoheitli-
che Aufgaben vollziehen und ihnen
dadurch das Grundrecht auf Streik
durch den Gesetzgeber genommen
werden darf. Gegen die bisherige
Praxis klagen vier verbeamtete
Lehrer, die nach einem Streik
durch ihren Dienstherren belangt
worden waren. Unterstützung fin-
det ihre Klage unter anderem durch
die „Gewerkschaft Erziehung und
Wissenschaft“ (GEW).  

Nach Ansicht des Bildungsexper-
ten der Thüringer Linksfraktion,
Torsten Wolf, ist die Frage der ho-
heitlichen Aufgaben längst beant-
wortet. Wenn verschiedene Status-
gruppen - verbeamtete Lehrer, an-
gestellte Lehrer, ja selbst Seiten-
einsteiger - die gleichen Arbeitsauf-
gaben und Pflichten übertragen be-
kommen, zum Beispiel Prüfungen
abnehmen und Zeugnisse ausferti-
gen sowie unterschreiben, muss ih-
nen der Dienstherr auch gleiche
Rechte einräumen - und damit
auch das Streikrecht. „Hoheitliche
Aufgaben an der Schule übt im en-
geren Sinn nur die Schulleitung
aus. Das Streikrecht ließe sich in
Zukunft mit einem geregelten
Schulablauf vereinbaren, da es für
jeden Streik Notfallpläne gibt“,
sagt Wolf. 

Für DIE LINKE ist klar: Das
Streikrecht ist ein politisches Men-
schenrecht, das stellte auch be-
reits der Europäische Gerichtshof
fest. Die Einschränkung eines Men-
schen- und Grundrechts ist nur in
Ausnahmefällen zulässig, zum Bei-
spiel zur Gefahrenabwehr im Be-
reich der Feuerwehr oder der Poli-
zei. Das Grundrecht der Schülerin-
nen und Schüler auf Bildung wird
aber von streikenden Lehrern und
zeitlich begrenztem Unterrichts-
ausfall nicht beeinträchtigt, solan-
ge durch Notfallvereinbarungen die
Aufsichtspflicht und die Unter-
richtserteilung abgesichert sind.
Deshalb sollten verbeamtete Leh-
rerinnen und Lehrer nicht ihrer
Grundrechte beraubt werden,
meint der Bildungsexperte der
Linksfraktion. Das Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts wird erst
in einigen Monaten erwartet.

Weg mit dem 
Streikverbot! 

„Komm, wir holen uns die Zeit!“

Auch die sozialpolitische Sprecherin
der Thüringer Linksfraktion Karola
Stange erklärte ihre Unterstützung:
„Die Gewinne vieler Unternehmen stei-
gen, die Auftragsbücher sind voll. Ich
sehe hier die Arbeitgeber in der Ver-
antwortung, auch ihre Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter angemessen zu
beteiligen – schließlich erwirtschaften
sie mit ihrer Arbeit den Gewinn.“ 

Hennig-Wellsow kritisierte auch die
niedrigeren Löhne im Osten: „Unter-
schiedliche Löhne in Ost und West bei
gleicher Arbeit müssen der Vergangen-
heit angehören!“ 28 Jahre nach der
Einheit sei es „unselig, dass Kollegin-
nen und Kollegen im selben Tarifver-
trag, im selben Unternehmen je nach
Standort ihres Werkes immer noch un-
terschiedliche Löhne erhalten.“       

Hunderte Beschäftigte der Metallin-
dustrie waren am 19. Januar 2018 in
Erfurt auf der Straße, um für ihre For-
derungen in der aktuellen Tarifrunde zu
demonstrieren: Sechs Prozent mehr
Lohn und weniger Arbeit.

Die Demonstration zog von den Er-
furter Siemens- und Schuler-Werken
zum „Radisson-Hotel“ in der Innen-
stadt, wo Gewerkschaft und Arbeitge-
ber verhandelten. An der Demonstrati-
on nahm neben Thüringens Wirt-
schaftsminister Wolfgang Tiefensee
(SPD) auch Susanne Hennig-Wellsow,
Vorsitzende der LINKE-Fraktion im
Landtag und der Thüringer Linkspartei,
teil. Am Rande der Kundgebung sagte
sie: „Ich begrüße die Forderungen aus-
drücklich. Es wird Zeit, dass von den
Milliardengewinnen der Konzerne auch
etwas bei den Beschäftigten, die diese
Gewinne mit ihrer Arbeitskraft ermög-
lichen, ankommt. Mehr Zeit und mehr
Geld zum Leben sind die richtigen Ant-
worten.“

Die LINKE-Fraktionsvorsitzende Susanne Hennig-Wellsow bei einem Warnstreik
am 19. Januar 2018. 

Zustimmung für rot-rot-grünes Hochschulgesetz und weitere Forderungen an Regierung

LINKE unterstützt Forderungen nach mehr Lohn und weniger Arbeit in der Metallindustrie

Christian Schaft, hochschulpolitischer Sprecher der Linksfraktion auf der De-
monstration der Studierenden vor dem Landtag.


